
Sachbezugsverordnung  ���������������������������������������    Seite 1

Bildungsteilzeit  ��������������������������������������������������    Seite 2

Arbeitsrecht - Nichtraucherschutz  �������������������������    Seite 3

Wirtschaftliche Eigentümerregister ������������������������   Seite 3

Familienbonus  ����������������������������������������������������   Seite 4

Alle Fragen zu den Themen dieser Ausgabe beantwortet unsere Kanzlei 
sehr gerne�

Inhalt dieser Ausgabe:

Arbeitsrecht - 
Nichtraucher-
schutz

Seite 3

AuS dEm mINISTErIum

Kfz-Privatanteile bei GmbH-
Geschäftsführer
Vor wenigen Wochen ist die Verordnung des Finanzministers über die Bewertung von Sachbezügen be-
treffend Kraftfahrzeuge bei wesentlich beteiligten Gesellschafter-Geschäftsführern endlich veröffentlicht 
worden�

Auf diese schon vor ca anderthalb Jahren angekündigten 
Verordnung haben wir nun lange gewartet. Nun ist sie end-
lich da. Viele Spekulationen betreffend den Inhalt geisterten 
in den letzten Monaten durch die Fachwelt. Nun lesen wir in 
zwei Paragrafen den Inhalt, wobei der § 2 der Verordnung 
bloß aussagt, dass diese neue Verordnung erstmals für das 
Kalenderjahr 2018 anzuwenden ist.

Inhaltlich gilt diese Verordnung nur für wesentlich beteiligte 
Gesellschafter einer GmbH (also für jene, die zu mehr als 25 % 
beteiligt sind), die für ihre eigene GmbH tätig sind und dafür 
auch das Kfz der GmbH für private Fahrten benutzen dür-
fen. Bei Dienstnehmern spricht man vom sog Sachbezug bei 
einem solchen Vorteil aus dem Dienstverhältnis.

Und so regelt diese Verordnung nun auch, dass für die 
Bemessung des geldwerten Vorteils des Gesellschafter-Ge-
schäftsführers die Sachbezugsverordnung angewendet 
werden kann. Mit diesem Verweis auf diese Sachbezugswerte 
gibt es nun auch für die wesentlich beteiligten GmbH-Ge-
schäftsführer die Möglichkeit, das von der GmbH zur 
Verfügung gestellte Elektroauto mit Null Gramm CO2-Aus-
stoß steueroptimal zu verwenden.

Als Alternative für die Berechnung des „Kfz-Privatanteils“ 

sieht die Verordnung aber auch vor, dass anhand von Auf-
zeichnungen (zB Fahrtenbuch) das Ausmaß der Privatfahrten 
des GmbH-Geschäftsführers als %-Satz ermittelt werden 
und dann in dieser Dimension die von der GmbH getragenen 
Kfz-Kosten als Vorteil aus der privaten Nutzung beim Gesell-
schafter herangezogen werden können.

Das vereinfacht die Diskussion rund um dieses Thema sehr, 
denn viele GPLA-Prüfer wollten den Wert der Privatfahrten 
wesentlich höher ansetzen.

Insgesamt ist diese Verordnung daher sehr begrüßenswert.
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Inhalt dieser Ausgabe:

•  Bildungsfreibetrag und Bildungsprämie 

Haben Sie ohnedies vor, Ihre Mitarbeiter zu schulen und lässt 
es die vorweihnachtliche Zeitknappheit auch zu, dann haben 
Sie verschiedene Möglichkeiten, steuerliche Begünstigungen 
in Anspruch zu nehmen: Wer sich einer „vom Arbeitgeber 
verschiedenen Aus- und Fortbildungseinrichtung“ (zB WIFI) 
bedient, kann seit einigen Jahren wahlweise von den Auf-
wendungen einen gewinnmindernden Freibetrag von 20% 
geltend machen oder eine Gutschrift (= Prämie) in Höhe von 
6% am Abgabenkonto als Bildungsprämie lukrieren. Grund-
lage für die Berechnung sind jeweils Aufwendungen (Ausga-
ben), die unmittelbar Aus- oder Fortbildungsmaßnahmen 
betreffen, die im betrieblichen Interesse für Arbeitnehmer 
getätigt werden. Seminarbesuche lohnen sich daher!

Es gibt auch eine Begünstigung für rein innerbetriebliche 
Aus- und Fortbildungseinrichtungen (Freibetrag in Höhe von 
20%, keine Prämie). Der Gesetzgeber versteht darunter Ein-
richtungen, die mit einem Teilbetrieb vergleichbar sind und 
die Aus- und Fortbildungsmaßnahmen Dritten gegenüber 
nicht anbieten, sondern vielmehr nur die eigenen Arbeitneh-
mer schulen. Der Makel ist allerdings, dass der Freibetrag 
nur bis zur Höhe von 2.000,– der begünstigten Aufwendun-
gen je Kalendertag geltend gemacht werden kann.

•  Investitionen in Anlagegüter

Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens mit Nettoanschaf-
fungskosten über 400,– können nur im Wege der Abschrei-
bung (kurz: AfA) verteilt auf mehrere Jahre gewinnmindernd 
abgesetzt werden. Anschaffungen in den letzten 6 Monaten 
vor dem Bilanzstichtag wirken lediglich über die sog „Halb-
jahres-Abschreibung“. Voraussetzung dafür ist allerdings, 
dass die Nutzung (Inbetriebnahme) im zu Ende gehenden 
Wirtschaftsjahr mindestens einen Tag beträgt.

Nettoanschaffungskosten bis zu 400,– hingegen können als 
sofortiger Aufwand noch heuer zur Gänze gewinnmindernd 
geltend gemacht werden (vielleicht benötigen Sie noch einen 
Drucker oder einen neuen Bildschirm?). Größere Anschaf-
fungen vor Jahresende bringen immerhin noch die sog 
„Halbjahres-Abschreibung“.

Übrigens: Auch das Reparieren von vorhandenen Wirt-
schaftsgütern bringt sofortige Betriebsausgaben!

•  Gewinnrealisierung bei Lieferungen und  
  Dienstleistungen

Durch Verschieben der tatsächlichen Ausführung einer Wa-
renlieferung oder Dienstleistung in das nächste Jahr wird die 
Gewinnrealisierung verschoben. Denn: Halbfertige Erzeug-
nisse und Arbeiten werden nicht zum Verkaufspreis bewer-
tet!

•  Abzugsfähige Spenden 

Grundsätzlich können Spenden nicht als Betriebsausgaben 
geltend gemacht werden, Ausnahmen gibt es für folgende 
Spenden:

a) Spenden „der alten Art“

So können etwa Zuwendungen aus dem Betriebsvermögen 
zur Durchführung von Forschungsaufgaben oder der Er-
wachsenenbildung dienenden wissenschaftlichen oder künst-
lerischen Lehraufgaben bis zu 10% des laufenden Gewinnes 
(vor Berücksichtigung eines Gewinnfreibetrages) abgesetzt 
werden. Allerdings ist der Kreis solcher „betriebsausgaben-
vermittelnder“ Empfänger begrenzt. Dazu gehören zum Bei-
spiel Universitätsinstitute oder gemeinnützige Vereine, wobei 
Letztere in einem von der Finanzverwaltung jährlich aktuali-
sierten Verzeichnis begünstigter Spendenempfänger (siehe 
BMF-Homepage) aufscheinen müssen. Seit kurzem gehören 
dazu auch private „Museen von gesamtösterreichischer Be-
deutung“ und Dachverbände, deren ausschließlich gemein-
nütziger Zweck die Förderung des Behindertensportes ist. 
Absetzbar sind außerdem Spenden (Geld- und Sachspenden) 

Checkliste & Steuerspartipps zum 
Jahresende 2013
Alle Jahre wieder kommt nicht nur das Christkind, sondern auch der unerfreuliche 32. Dezember. An 

diesem Tag ist bekanntermaßen einiges zu spät. Die nachstehende Übersicht zu steuerlichen Themen 

des Jahreswechsels erhebt nicht den Anspruch auf Vollständigkeit. Das ist in Anbetracht der Vielfalt 

des Steuer- und Sozialversicherungsrechtes auch gar nicht möglich.
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die Bildungskarenz und die Bildungsteilzeit ermöglichen dem dienstnehmer, Weiterbildungsmaßnahmen 
flexibel wahrzunehmen� unter bestimmten Voraussetzungen besteht dabei ein Anspruch auf Gewährung 
von Weiterbildungsgeld bzw Bildungsteilzeitgeld seitens des AmS� In der letzten Ausgabe wurde die Bil-
dungskarenz dargestellt, nun finden Sie Erläuterungen zur Bildungsteilzeit�

Im Unterschied zur Möglichkeit der Bildungskarenz wird das 
Beschäftigungsverhältnis nicht gänzlich karenziert. Vielmehr 
reduziert der Dienstnehmer seine Arbeitszeit und widmet sich 
einer entsprechenden Ausbildung. Dienstnehmer und Dienst-
geber können Bildungsteilzeit gem AVRAG auf freiwilliger 
Basis vereinbaren, sofern das Dienstverhältnis ununterbro-
chen sechs Monate gedauert hat (für Saisonbetriebe bestehen 
Sonderregelungen). Voraussetzung ist, dass die wöchentliche 
Normalarbeitszeit

•	 um mindestens ein Viertel, jedoch höchstens um die 
Hälfte herabgesetzt wird und

•	 für die Dauer der Bildungsteilzeit zehn Stunden nicht 
unterschreitet.

Bildungsteilzeit kann für die Dauer von mindestens vier Mo-
naten bis zu zwei Jahren vereinbart werden. Beginn, Dauer, 
Ausmaß und Lage der Teilzeitbeschäftigung sind schriftlich 
festzulegen. Eine neuerliche Bildungsteilzeit kann frühes-
tens nach Ablauf von vier Jahren ab dem Antritt der letzten 
Bildungsteilzeit (= Rahmenfrist) abgeschlossen werden. Die 
Bildungsteilzeit kann auch in Teilen in Anspruch genommen 
werden, wobei ein Teil zumindest vier Monate zu dauern 
hat. Innerhalb der vierjährigen Rahmenfrist darf die Gesamt-
dauer der einzelnen Teile zwei Jahre nicht überschreiten. Ein 
einmaliger Wechsel von Bildungsteilzeit zu Bildungskarenz ist 
möglich, sofern die höchstzulässige Dauer der Bildungsteil-
zeit nicht ausgeschöpft wurde.

Wurde Bildungsteilzeit vereinbart, kann ein Antrag auf Bil-
dungsteilzeitgeld beim AMS eingebracht werden (analog 
zum Weiterbildungsgeld). Das Bildungsteilzeitgeld beträgt € 
0,80 täglich (Wert 2018) für jede volle Arbeitsstunde, um die 
die wöchentliche Normalarbeitszeit verringert wird.

Neben der Anwartschaft auf Arbeitslosengeld sind folgende 
Voraussetzungen zu erfüllen:

•	 Die Teilnahme an einer im Wesentlichen der Dauer der 
Bildungsteilzeit entsprechenden Weiterbildungsmaßnah-
me im Ausmaß von mindestens zehn Wochenstunden 
oder einer vergleichbaren zeitlichen Belastung (zB Stu-
dium) ist nachzuweisen.

•	 Eine praktische Ausbildung darf nicht beim selben 
Dienstgeber stattfinden, es sei denn, sie ist nur dort mög-
lich.

Vor Herabsetzung der Arbeitszeit muss die wöchentliche 
Normalarbeitszeit ununterbrochen mindestens sechs Monate 
gleich hoch gewesen sein (bei befristeten Dienstverhältnissen 
in Saisonbetrieben mindestens drei Monate). Das Entgelt 
muss vor sowie während der Bildungsteilzeit die Geringfü-
gigkeitsgrenze (Wert 2018: € 438,05) übersteigen.

Während der Bildungsteilzeit unterliegt der Dienstnehmer 
weiterhin der Vollversicherung. Die Sozialversicherungs-
beiträge sind vom tatsächlichen beitragspflichtigen Entgelt 
sowie den im Verhältnis Vollzeit- und Teilzeitbeschäftigung 
gebührenden Sonderzahlungen zu entrichten. Auf Grund des 
geringeren Einkommens kann eine einkommensabhängige 
Verminderung des Versichertenanteiles am Arbeitslosenver-
sicherungsbeitrag eintreten.

Die Abrechnung erfolgt mit der monatlichen Beitrags-
nachweisung. Vorschreibebetriebe haben hinsichtlich der 
verminderten Arbeitszeit eine Änderungsmeldung zu erstat-
ten.

Während des Bezuges von Bildungsteilzeitgeld ist 
ein Zuverdienst aus einer anderen Beschäftigung 
(nicht jedoch beim selben Dienstgeber) bis zur Ge-
ringfügigkeitsgrenze erlaubt.

TIPP

SozIAlVErSIcHEruNG

Bildungsteilzeit
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ArBEITSrEcHT

Nichtraucherschutz am Arbeitsplatz
obwohl der Nichtraucherschutz in der Gastronomie von der neuen regierung abgelehnt wurde, gelten 
seit Anfang mai verstärkte Schutzbestimmungen am Arbeitsplatz� lesen Sie hier ein paar grundsätzliche 
Aussagen zu diesem Thema�

Arbeitsplätze in einem Gebäude

Seit 1. Mai gilt ein allgemeines Rauchverbot in Arbeitsstätten, 
die in Gebäuden gelegen sind. Einzelne Raucherarbeitszim-
mer gehören daher der Vergangenheit an, allerdings können 
eigene Raucherräume eingerichtet werden. Das geht mit 
einem umfassenden Nichtraucherschutz und einem Nicht-
raucherschutz in sonstigen Räumen öffentlicher Orte einher. 
Diese allgemeinen Schutznormen wurden in einem eigenen 
Gesetz geregelt: Tabak- und Nichtraucherinnen- bzw Nicht-
raucherschutzgesetz (kurz: TNRSG). 

Sonderfall Gastronomie

Ursprünglich hat der Gesetzgeber in diesem Gesetz auch ei-
nen eigenen Passus vorgesehen gehabt, wonach es auch in 
Räumen der Gastronomie ab Anfang Mai keine Ausnahmen 
mehr vom umfassenden Rauchverbot und auch keine Mög-
lichkeit von getrennten Raucherräumen mehr geben sollte. 
Die aktuelle Regierung hat diesen Teil des Gesetzes wieder 
fallen gelassen.

Aus dem Arbeitnehmerschutzgesetz kann daher zugunsten 
der in der Gastronomie beschäftigten nichtrauchenden Ar-
beitnehmern kein Rauchverbot abgeleitet werden.

Die spezielle Bestimmung im Mutterschutzgesetz ist für 
werdende Mütter, die selbst nicht rauchen und in der Gastro-
nomie beschäftigt sind, ebenfalls nicht allgemein anwendbar. 
In den anderen Branchen gilt für Schwangere, dass sie nicht 
an Arbeitsplätzen beschäftigt werden dürfen, bei denen sie 
der Einwirkung von Tabakrauch ausgesetzt werden.

Rauchen im Büro

Daneben wurde im Arbeitnehmerschutzgesetz das Nicht-
rauchen am Arbeitsplatz geregelt. Demnach müssen 
Unternehmen von sich aus unaufgefordert Maßnahmen 
ergreifen, dass nicht rauchende Arbeitnehmer vor den Ein-
wirkungen von Tabakrauch am Arbeitsplatz geschützt sind. 
So gilt seit Anfang Mai ein absolutes Rauchverbot für Ar-
beitgeber und Arbeitnehmer, sofern Nichtraucher in der 
Arbeitsstätte beschäftigt werden. Dieses Verbot kann auch 
durch die Zustimmung aller Beteiligten nicht durchbrochen 
werden. Auch, wenn ausschließlich Raucher in einem Büro-
raum arbeiten, darf dort nicht mehr geraucht werden. Das 

VErläNGEruNG dEr mEldEFrIST

register der 
wirtschaftlichen 
Eigentümer
offenlegungspflicht muss erfüllt werden, sonst 
werden Strafen verhängt! Wegen arger technischer 
Probleme wurde sogar die meldefrist auf 15� Au-
gust verschoben�

Vor allem Kapitalgesellschaften, Vereine und sonstige Kör-
perschaften müssen darauf achten, dass die wirtschaftlichen 
Eigentümer in das neue Register eingetragen werden. Die Ge-
schäftsführer, Vorstände und dergleichen sollten diese neue 
Pflicht wirklich ernst nehmen.

Seit 2. Mai sollten die Meldungen durch die Steuerbera-
ter und Wirtschaftsprüfer an das neue Register übermittelt 
werden. Die Meldefrist hätte ursprünglich am 1. Juni 2018 
enden sollen.

Aufgrund anhaltender technischer Probleme war der Einstieg 
in das Register bzw das Abfassen von Meldungen nicht bzw 
kaum möglich. Die zuständige Behörde hatte nicht mit so 
einem Ansturm gerechnet, die Internetverbindung zum Re-
gister war über Wochen total überfordert. Aus diesem Grund 
hat die Behörde das Ende der Meldepflicht für die Erstmel-
dungen auf den 15. August 2018 verschoben. Die Abgabe 
einer erstmaligen Meldung nach dem 1. Juni bis zum 15. 
August 2018 führt aufgrund dieser erlassmäßigen Weisung 
zu keinen Säumnisfolgen und zu keiner finanzstrafrechtlicher 
Vorwerfbarkeit.

Nicht übersehen werden darf dabei auch, dass bestehende 
Treuhandverhältnisse in diesem Register offen zu legen sind.

Rauchverbot gilt für Büroräume, nicht hingegen für Freiflä-
chen.

Bitte beachten Sie: Das Rauchverbot umfasst auch Wasser-
pfeifen und elektronische Zigaretten!

Zulässigkeit eines Raucherraumes

Einzelne Raucherräume dürfen eingerichtet werden, wenn es 
sich dabei nicht um einen Arbeitsraum handelt. Weiters darf 
der Tabakrauch nicht in die rauchfreien Bereiche gelangen 
und das Rauchverbot darf dadurch auch nicht umgangen 
werden. Dabei dürfen Aufenthaltsräume, Umkleideräume, 
Bereitschafts- oder Sanitätsräume niemals als Raucherräume 
verwendet werden.
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NEu AB 2019

der neue Familienbonus Plus kommt
diese änderungen gehören zu den ersten umsetzungen aus dem neuen regierungsprogramm und wer-
den ab 1�1�2019 in Kraft treten� Gleichzeitig fallen der Kinderfreibetrag und die Absetzbarkeit von Kinder-
betreuungskosten weg� lesen Sie hier die Eckpunkte dazu�

Höhe des neuen Absetzbetrages

Die Höhe des Familienbonus Plus 
(kurz: FaBo+) bestimmt sich nach dem 
Alter des Kindes: 

•	Bis zum 18. Geburtstag stehen 125,- 
monatlich (das sind 1.500,- jährlich) 
zu, und zwar auch noch für den Monat, 
in dem das Kind 18 Jahre alt wird. 

•	Nach	Ablauf	des	Monats,	in	den	der	
18. Geburtstag fällt, stehen 41,68 Euro 
monatlich (das sind ca 500,- pro Jahr) 
so lange zu, so lange für das Kind Fa-
milienbeihilfe gewährt wird. 

Es besteht keine Altersobergrenze für 
den Anspruch auf einen FaBo+. Solan-
ge Familienbeihilfe bezogen wird, kann 
der FaBo+ geltend gemacht werden. 

Die Höhe des FaBo+ wird zudem da-
von abhängen, in welchem Land sich 
das Kind ständig aufhält: 

•	Für	in	Österreich lebende Kinder soll 
der FaBo+ in der gesetzlich festgelegten 
Höhe zustehen (125,- bzw 41,68 pro 
Monat). 

•	 Für	 in	Drittländern lebende Kinder 
soll der FaBo+ überhaupt nicht zuste-
hen.

•	 Für	 Kinder,	 die	 sich	 ständig	 in	 der	
übrigen EU, im Europäischen Wirt-
schaftsraum (sog EWR) oder in der 
Schweiz aufhalten, soll eine ent-
sprechende Indexierung anhand der 
tatsächlichen Lebenshaltungskosten 
des Kindes erfolgen.

Geltendmachung auf zwei Arten

Für jedes Kind wird künftig ein Absetz-
betrag (der FaBo+) zustehen, der in der 
Steuererklärung bzw Arbeitnehmer-
veranlagung beantragt werden kann 
– erstmals in der Steuererklärung für 
2019.

Damit für Arbeitnehmer die Entlas-
tungswirkung möglichst umfassend 
bereits während des Jahres 2019 ein-
tritt, soll der FaBo+ bereits im Rahmen 
der Lohnverrechnung durch den Arbeit-
geber berücksichtigt werden können. 

Die gewählte Aufteilung des FaBo+ 
(siehe dazu weiter unten) soll dabei 
während eines Kalenderjahres nur 
bei einer Änderung der maßgebenden 

Verhältnisse verändert werden kön-
nen. Änderungen der Verhältnisse sind 
dem Arbeitgeber unabhängig davon 
innerhalb eines Monats zu melden. 
Der Systematik der Lohnverrechnung 
sowie der Familienbeihilfe folgend, 
soll der FaBo+ grundsätzlich einer mo-
natsweisen Betrachtung unterliegen. 
Die Entscheidung von Ehe-/Partnern, 
ob nur einer der beiden den FaBo+ zur 
Gänze beantragt oder ob beide jeweils 
die Hälfte beantragen, soll aber nur 
jahresweise möglich sein. Der FaBo+ 
ist stets pro Kind zu betrachten.

Verschiedene Antragsberechtigte

Primär sind der Familienbeihilfenbe-
rechtigte und dessen (Ehe-)Partner 
anspruchsberechtigt. Als Ehe-/Partner 
ist eine Person zu verstehen, die mit dem 
Familienbeihilfenberechtigten verheira-
tet ist oder mit diesem und mindestens 
einem Kind in einer Lebensgemein-
schaft lebt, wobei Partnerschaften nach 
dem Eingetragene Partnerschaft-Gesetz 
gleichzuhalten sind. Auch wenn die Fa-
milienbeihilfe direkt an das volljährige 
Kind ausgezahlt wird, bleibt der Fami-
lienbeihilfenberechtigte (typischerweise 
ein Elternteil) für den FaBo+ antrags-
berechtigt.

Den FaBo+ können der Familienbeihil-
fenberechtigte und/oder dessen Ehe-/
Partner wie folgt beantragen:

•	entweder	einer	der	beiden	den	vollen	
Betrag – also zu 100 % (und der andere 

nichts) oder 

•	beide	jeweils	50	%	(jeder	750,-	bzw	
250,- pa). 

Die Entscheidung, ob einer der beiden 
100 % beantragt oder beide 50 % soll 
aber jeweils nur jahresweise getroffen 
werden können, daher ist ein unter-
jähriger Wechsel der Aufteilung nicht 
möglich. 

Eine unterschiedliche Aufteilung für 
einzelne Kinder soll aber möglich sein 
(zB wird der FaBo+ für Kind 1 zwi-
schen Vater und Mutter aufgeteilt und 
jeder beantragt die Hälfte, für Kind 2 
beantragt die Mutter nichts und der 
Vater 100 %). 

Wird von den beiden Anspruchsbe-
rechtigten in Summe mehr als der 
zustehende FaBo+ beantragt, soll es zu 
einer Hälfteaufteilung kommen.

Weiters sind der Familienbeihilfen-
berechtigte und der Steuerpflichtige 
mit einem Unterhaltsabsetzbetrag an-
spruchsberechtigt.  

In diesem Fall soll der FaBo+ zwingend 
geteilt werden: Der Familienbeihilfen-
berechtigte kann eine Hälfte und der 
Unterhaltsabsetzbetragsberechtigte die 
andere Hälfte beantragen. Dabei gibt 
es noch einige komplizierte Details zu 
beachten.

Steuergutschrift

Der FaBo+ ist ein Absetzbetrag und 
verringert die Höhe der Einkommen-
steuer. Durch den FaBo+ alleine kommt 
es allerdings zu keiner Gutschrift, diese 
wird gesetzlich ausgeschlossen. Durch 
andere Absetzbeträge – etwa den Ver-
kehrsabsetzbetrag – kann es allerdings 
in Zusammenhang mit dem FaBo+ zu 
einer Einkommensteuer unter null und 
in Folge zu einem Rückerstattungsbe-
trag kommen.

Besteht Anspruch auf den Alleinver-
diener- oder Alleinerzieherabsetzbetrag 
und beträgt die Einkommensteuer vor 
Berücksichtigung aller zustehenden 
Absetzbeträge weniger als 250,-, dann 
steht eine spezielle Steuererstattung 
(sog Kindermehrbetrag) zu, deren 
Höhe variiert und max eben 250,- pro 
Jahr beträgt.

TIPP

Durch die Berücksichti-
gungsmöglichkeit in der 
Lohnverrechnung wird diese 
wesentlich komplizierter. Aus 
der Sicht des Dienstgebers sol-
len die Mitarbeiter tunlichst 
davon überzeugt werden, dieses 
neue Steuerzuckerl nicht in der 
laufenden Personalverrechnung, 
sondern erst in der Arbeitneh-
merveranlagung geltend zu 
machen (dort wird die Lohn-
steuerreduktion erst so richtig 
spürbar, weil in einem Betrag 
zur Gänze eine Gutschrift erfol-
gen wird).


